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Als hätten wir nicht schon genug Krisen – Rezession, Inflation, Klimawandel –, droht jetzt nach der 1.
Lesung des Bundeshaushalts 2024 (siehe Artikel in dieser Ausgabe) auch noch sozialer Kahlschlag in
einem Ausmaß, das durchaus an die Agenda 2010 heranreicht. Dabei hatten wir 2015 die Euro- und
2020 die Coronakrise und wollen nicht den Ukrainekrieg und die forcierte Aufrüstung vergessen.
Was kommt auf uns zu und wie müssen wir uns dagegen wehren?

Auswirkungen

Unsere öffentliche Infrastruktur und Daseinsvorsorge verfällt. Krankenhäuser, die Bahn und viele
Schulen gehen kaputt. Bund, Länder und Kommunen wissen seit Jahrzehnten keinen besseren Rat,
als auf Teufel komm raus zu privatisieren. Das Staatsvermögen schmilzt dahin, weil auf Verschleiß
gefahren wird. Gleichzeitig steigen die Schulden der Gebietskörperschaften auf Rekordhöhen.
Zudem wird die Bedienung der Staatsschuld wieder teurer durch gestiegene Zinsen.

Investitionsstau

In der öffentlichen Daseinsvorsorge beläuft sich der Investitionsstau auf mindestens 1,4 Billionen
Euro. Um ihn abzubauen, müssen jährlich wenigstens 70 Mrd. Euro investiert werden. Um bis 2045
klimaneutral zu werden, müssten pro Jahr zusätzlich 45 Mrd. Euro in grüne Technologien und
Infrastruktur gesteckt werden. Stattdessen erleben wir bestenfalls ökologische Flickschusterei ohne
Konzept. Gebäudeenergie- und Erneuerbare-Energiengesetz bilden ein Beispiel für Planlosigkeit
(individuelle wie Wärmepumpen und wasserstofffähige Heizung im Einzelhaushalt statt kollektiver
Lösungen wie vorrangigen Ausbaus des Fernwärmenetzes, Batterie-PKW statt ÖPNV und Bahn,
mangelnder Netzausbau, fehlende Speichertechnologien usw. usf.). Schlimmstenfalls verschlechtert
sich die Klimabilanz durch Einsatz von LNG, für dessen Erzeugung, Transport und Verbrauch mehr
CO2 ausgestoßen wird als bei Braunkohlekraftwerken.

Geld ist genug da?

Die rührige Bürgerinitiative „Gemeingut in BürgerInnenhand (GiB) e. V.“ fordert deshalb neben
oben beschriebenen  Investitionen die Wiedereinführung der unter Helmut Kohl abgeschafften
Vermögensteuer. Jüngst hat auch ver.di eine höhere Besteuerung Vermögender verlangt. Wie viel
das einbringen soll – z. B. belief sich nach unseren Informationen die Vermögensteuer seinerzeit auf
1 % – und wie hoch der Steuersatz für Vermögende steigen muss, darüber schweigen sich beide aus.
Und sie sagen entweder nicht wie im Fall ver.dis, wie das durchgesetzt werden soll, oder sehen es
wie bei GiB als Kampagnenprojekt, das mittels Unterschriftensammlung, Anzeigen und Auftritten
Druck auf „die“ Politik ausüben will.

„Geld ist genug da“ ist dabei nur die halbe Antwort. Im Unterschied zu Aufschwungzeiten des
Kapitalismus vermehrt es sich zunehmend durch Anlage in Staatsanleihen, fiktives Kapital und
sonstige unproduktive Renten (Immobilien), statt in neue Industrieanlagen gesteckt zu werden. Der
heutige Spätimperialismus leidet nämlich unter den Auswirkungen des tendenziellen Falls der
Profitrate, was zu Überakkumulation und parasitärer Geldanlage führt. Lieber sichere, geringe
Renditen erzielen als das Risiko eingehen, sein Vermögen der zusehends gnadenloseren Konkurrenz
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in Zeiten der Neuaufteilung des Weltmarkts auszusetzen.

Kampf gegen das Hauptübel

Auch wir unterstützen natürlich die Forderung nach Wiedereinführung der Vermögensteuer und
höheren Steuersätzen für Reiche. Wir begrüßen deshalb ausdrücklich den Vorstoß ver.dis und der
GiB. Doch erstens kritisieren wir, dass nicht klar gesagt wird, dass dabei pro Jahr 115 Mrd. Euro
mindestens rauskommen müssen. Es wird somit suggeriert, dass eine Rückkehr zu Steuersätzen wie
zu Anfang der 1980er Jahre ausreicht. Zweitens wird der Glaube verbreitet, das Hauptübel liege im
mangelnden Willen der Regierung begründet und die Forderungen ließen sich einfach per Dekret
umsetzen. Es tanzen aber nicht die Reichen nach der Pfeife von Staat und Regierung, sondern
umgekehrt. Drittens wird die Antwort unterschlagen, ob dieser Staat unter welcher Regierung auch
immer zu einer vernünftigen Planung überhaupt in der Lage ist und nicht wieder
Subventionsflickwerk ohne Nachhaltigkeit produziert. Viertens ist eine Bürgerinitiative besser als
nichts, zumal in Zeiten, wo die Massenorganisationen der Arbeiter:innenbewegung – SPD,
Gewerkschaften und in minderem Maß auch DIE LINKE – außerhalb von Tarifrunden nur
Friedhofsruhe ausstrahlen.

Doch wir brauchen gegen diesen Angriff die geballte Kraft unserer Klasse, ihre Organisationen mit
wirksamen Kampfmitteln, die den Hauptübeltäter Kapitalismus auch da treffen können, wo es ihm
wirklich wehtut.

Arbeiter:inneneinheitsfront

Mit Unterschriftensammlungen und Einzelaktionen werden die Angriffe nicht aufzuhalten sein. Sie
können sicherlich helfen, Aktivist:innen zu sammeln, aber letztlich brauchen wir eine
Massenbewegung, die in den Betrieben verankert ist – denn nur ein solche Bewegung der
Lohnabhängigen kann auch die entscheidenden wirtschaftlichen Schaltstellen der Gesellschaft
lahmlegen, um ein Antikrisenprogramm im Interesse der Massen durchzusetzen.

Doch das erfordert, die bestehenden Organisationen der Arbeiter:innenklasse in Bewegung zu
bringen – oft genug auch gegen den Willen und entgegen der Strategie ihrer bürokratischen und
reformistischen Führungen.

Deshalb müssen wir einen Schwerpunkt unserer Propaganda und Agitation in dieser Frage darauf
legen, die oben erwähnten Arbeiter:innenmassenorganisationen zum Kampf gegen den drohenden
Kahlschlag aufzufordern. Die kommende Tarifrunde im öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) bietet
dazu ein probates Forum, v. a. weil die Landesbeschäftigten die Auswirkungen des Sparkurses am
eigenen Leib spüren werden und ihre Klientel in vielen sozialen Bereichen sowieso. In die
notwendige Einheitsfront für wirksame Abwehraktionen werden und sollen sich auch zahlreiche
Sozial- und Bürgerinitiativen einreihen wie SoVD, GiB, Migrant:innenorganisationen und natürlich
die radikale Linke. Doch ohne dass der schwerfällige Tanker DGB in Bewegung kommt, ohne dass
die Wähler:innen und Mitglieder DER LINKEN und der SPD mobilisiert werden, steht es schlecht um
die Erfolgschancen.

Auch wenn die Umsetzung der Haushaltskürzungen nicht alle gleichzeitig, sondern in Form einer
Salamitaktik branchenweise treffen wird, so braucht es einen gemeinsamen, koordinierten
Widerstand, letztlich politische Massenstreiks, um den drohenden Kahlschlag zu verhindern!

Die Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG) – wir sind ein Teil davon – soll sich für eine
Konferenz aller Interessierten, v. a. Kolleg:innen aus Betrieben und Gewerkschaftsgliederungen,
einsetzen, die sich den Aufbau dieser Arbeiter:inneneinheit zum Ziel setzt, einen Antikahlratschlag



sozusagen. Dazu müssen als Startschuss entsprechende Resolutionen auf Betriebs- und
Gewerkschaftsversammlungen eingebracht werden, um das Unterstützungspotenzial zu mehren und
sichten.

Als Forderungen schlagen wir vor:

Wiedereinführung der Vermögensteuer! 115 Mrd. Euro jährlich durch progressive
Besteuerung!

Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro/Stunde! Anhebung des Mindesteinkommens
und der Renten auf 1600 Euro/Monat! Automatische Anpassung der Löhne und
Transferleistungen an die Inflation unter Kontrolle der Gewerkschaften!

Nein zur rassistischen Spaltung! Offene Grenzen und gleiche
Staatsbürger:innenrechte für alle!

Schuss mit der sog. Schuldenbremse! Entschädigungslose Streichung der
Staatsschulden bei Großanlegern, Fondsgesellschaften und Banken!

Nein zum 100-Milliarden Programm für die Bundeswehr! Keinen Cent für den
deutschen Militarismus!

Für einen Plan gegen Klimawandel, Sozialkahlschlag und für die Verkehrswende in
Richtung Bahn und ÖPNV unter Arbeiter:innenkontrolle unter Hinzuziehung von
Expert:innen, die das Vertrauen der Arbeiter:innenbewegung genießen!

Durchführung als Plan gesellschaftlich nützlicher Arbeiten (Umwelt, Erziehung,
Bildung, Gesundheit) zu Tariflöhnen!


